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Das Freihandelsargument. 
Von 


L. Brentano!) 


8 geehrte Kommilitonen! Sie haben mich aufgefordert, Ihnen zur 
Eröffnung Ihrer Thätigkeit in einem neuen Studienjahr einen Vortrag 
zu halten. Ich habe Ihrer Aufforderung gern Folge geleiſtet. Denn Ihr 
Verein iſt ein Verein von Studenten, und zwar von Studenten, die es ſich 
zur beſonderen Aufgabe gemacht haben, die Erſcheinungen des Gejellichafts- 
lebens und die Probleme, welche ſie ſtellen, wiſſenſchaftlich zu erörtern. 
Damit iſt geſagt, daß Sie nicht Männer ſind, welche durch Zugehörigkeit 
zu irgendwelcher Art von Partei, ſei es zu einer politiſchen, ſei es zu einem 
beſtimmten Intereſſenkreiſe, von vornherein Urſache haben, dieſe Erſcheinungen 
in einem beſtimmt gefärbten Lichte zu betrachten und die eine oder andere 
Art der Löſung jener Probleme zu wünſchen. Es iſt nur ein ideales In— 
tereſſe, das Sie zu ihrer Betrachtung hinzieht. Die Einen werden durch 
den beſonderen Kreis von Studien, denen ſie ſich widmen, die Anderen 
durch die Teilnahme, die jeder Patriot den Angelegenheiten feines Vater— 
landes widmet, veranlaßt, ſich ehrlich zu unterrichten, wie es ſich denn mit 
den Dingen, über die mit ſolcher Heftigkeit ſeitens der Intereſſenkreiſe ge— 
ſtritten wird, wirklich verhält. Es giebt kein Streben, welches heute ver— 
dienſtlicher wäre; denn in keiner Zeit war die Rückſichtsloſigkeit, mit der 
die Sonderintereſſen die Staatsgewalt ihrem groben Appetit dienſtbar zu 
machen ſuchen, größer. Noch nie hat die Verwilderung der Polemik ähn— 
liche Ausartungen gezeitigt, wie wir fie in den letzten Jahren auf wirtjchaft- 
lichem Gebiete erleben mußten. Niemals iſt die Verworrenheit in der 
öffentlichen Behandlung wirtſchaftlicher Fragen ärger geweſen. 

Durch das Verlangen nach rückhaltloſer Feſtſtellung der Wahrheit, das 
Sie beſeelt, iſt auch die Art meiner Behandlung des heute zu erörternden 
Themas gegeben. Ich trete an dasſelbe heran unbehindert durch die Wünſche 


) Dieſe Abhandlung iſt die erweiterte Faſſung eines Vortrags, den der Verfaſſer am 3. Novemb. 
1900 im Berliner und am 5. Novemb. 1900 im Münchener ſozialwiſſenſchaftlichen Studentenverein hielt. 
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irgend welcher Intereſſenten, ohne Rückſicht auf die Programme irgend 
welcher Parteien und unbekümmert um die Richtung, welche die gegenwärtige 
Regierung in den heute ſchwebenden handelspolitiſchen Fragen ſchließlich 
lan mag. Und als handelte es ſich um irgend ein den Leidenschaften 
entrücktes Problem der parteiloſeſten aller Wiſſenſchaften, der Mathematik, 
ſo bitte ich auch Sie, meinen Ausführungen zu folgen. Auch kann es 
heute kein Thema geben, das eine ſolche Behandlung nötiger hätte, als 
das Argument des Freihandels. Iſt doch keines ſeit Dezennien im Streit 
der entgegenſtehenden Intereſſenten ſchlimmer verzerrt worden, ſo daß die 
Wenigſten es heute richtig anzugeben vermögen. 


Unter Agrariern begegnet derjenige, der zum Freihandel ſich bekennt, 
heute häufig dem Vorwurf, er ſei ein Vertreter kaufmänniſcher Intereſſen 
und opfere denen, die nur vom Umſatz lebten, die Intereſſen der allein 
produktiven Klaſſen des Landes. Nun iſt es allerdings eine durch die 
Erfahrung aller Länder beſtätigte Wahrheit, daß der auswärtige Handel 
und die ihm dienende Handelsmarine parallel mit einer mehr freihänd 
leriſchen Geſetzgebung zunehmen, mit einer mehr ſchutzzöllneriſchen zurück— 
gehen, weshalb eine verſtärkte Schutzpolitik bei gleichzeitigen Beſtrebungen, 
die Flotte zu mehren, zu den eigentümlichen Widerſprüchen gehört, an denen 
unſer heutiges öffentliches Leben krankt. Allein die Beſchuldigung iſt doch 
nur ein Symptom jenes Tiefſtandes der heutigen volkswirtſchaftlichen Dis 
kuſſion, die ſich etwas anderes als ein Sonderintereſſe als Urſache einer 
wirtſchaftspolitiſchen Meinung garnicht mehr vorzuſtellen vermag. Abgeſehen 
davon, daß die Beweglichkeit der Männer, die im auswärtigen Handel 
thätig ſind, ſo groß iſt, daß gerade ſie am wenigſten verlegen ſein würden, 
wo ihre Arbeit und ihr Kapital nutzbar zu machen, wenn der auswärtige 
Handel nicht mehr gewinnbringend wäre, was ſollte den Freihändler ver. 
anlaſſen, die Intereſſen gerade dieſer Männer in ſein Herz zu ſchließen! 
Welche Unwiſſenheit dokumentiert ſich ferner nicht in jenem Vorwurf, wenn 
man ſich erinnert, wie geringſchätzig gerade der Vater des Freihandels, 
Adam Smith, über den auswärtigen Handel gedacht, und wie er gerade 
die Landwirtſchaft über alle übrigen Erwerbszweige geſtellt hat! Wenn er 
trotzdem für den Freihandel eintrat, muß deſſen theoretiſche Begründung 
alſo doch wohl in anderem wurzeln. 

Wenn wir das Freihandelsargument kennen lernen wollen, müſſen wir 
vielmehr alle Sonderintereſſen vergeſſen und lediglich das Geſamtintereſſe 
ins Auge faſſen. Und zwar nicht etwa bloß das Geſamtintereſſe, inſoweit 
alle Menſchen Konſumenten ſind und als ſolche das Intereſſe haben, ihre 
Bedürfniſſe möglichſt vollkommen, aber mit dem geringſt möglichen Aufwand 
zu befriedigen, ſondern nicht weniger das Produktionsintereſſe der Nation, 
inſofern dieſe das Intereſſe hat, daß die nationalen Produktivkräfte in einer 
Weiſe Verwendung finden, welche den größtmöglichen Überſchuß über die 
aufgewendeten Produktionskoſten abwirft, und welche, indem ſie der nationalen 
Arbeit den größten Entgelt, dem nationalen Kapital den größten Gewinn 
fichert, zur größtmöglichen Zunahme des nationalen Reichtums führt. 

Es iſt vom Standpunkt dieſes nationalen Geſamtintereſſes, daß Adam 
Smith den Schutz aller heimiſchen Betriebe, welche nur unter größeren 
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Koſten als ausländiſche einen Bedarfsgegenſtand herzuſtellen vermögen, als 
dem Vaterlande ſchädlich erklärt hat. Ein jeder kluge Familienvater, führt 
er aus, hütet ſich, im Hauſe herzuſtellen, was er billiger von einem Anderen 
kaufen kann. Der Schneider macht die Schuhe, die er trägt, nicht ſelbſt, 
ſondern kauft ſie vom Schuſter; der Schuſter fertigt nicht ſelbſt ſeine Kleider, 
ſondern kauft ſie vom Schneider. Was für den Haushalt jeder einzelnen 
Familie weiſe iſt, kann unmöglich für den eines Volkes Thorheit ſein. 
Wenn das Ausland uns mit einem Gute billiger verſorgen kann, als wir 
es ſelbſt herzuſtellen vermögen, ſo iſt es beſſer, es mit einem Teile des 
Ertrags unſres eigenen Fleiſches zu erwerben, der in einer Richtung Verwen- 
dung findet, bei welcher wir Gewinn ziehen. Unſre Produktivkraft findet 
ſicher nicht die beſte Nutzung, wenn ſie auf die Herſtellung von Dingen 
gerichtet iſt, die wir billiger kaufen, als wir ſie herſtellen können. Der 
Wert des jährlichen Produktionsertrages wird mehr oder weniger gemindert, 
wenn unſre Produktivkräfte der Herſtellung derjenigen Güter entzogen oder 
vorenthalten werden, welche offenbar einen größeren Wert haben als die, 
in deren Herſtellung ſie infolge des ſtaatlichen Schutzes Verwendung finden. 
Ohne Schutz hätten wir dieſe Güter vom Ausland billiger gekauft als wir 
fie zu Haufe herſtellen können. Wir hätten fie alſo vom Ausland mit Auf- 
wand von weniger nationalen Produktivkräften erworben, und der Über— 
ſchuß, den die nationale Produktion nach Deckung des nationalen Bedarfs 
der nationalen Wirtſchaft gebracht hätte, wäre größer geweſen. So wirkt 
der ſtaatliche Schutz dahin, die nationalen Produktivkräfte von einer mehr 
oder weniger vorteilhaften Nutzbarmachung abzuziehen, und der Gewinn 
der nationalen Produktion, den der Geſetzgeber zu ſteigern beabſichtigte, 
wird durch jede ſolche Schutzmaßregel ſtatt größer nur kleiner. 

Es erhellt: A. Smith kennt weder einen Gegenſatz zwiſchen dem 
Produktions- und dem Konſumtionsintereſſe der Geſamtheit: vielmehr bringt 
nach ihm die Beſchaffungsweiſe der Güter, bei welcher das Bedürfnis des 
Konſumenten am beſten und billigſten gedeckt wird, auch der nationalen 
Produktion die größten Überſchüſſe über die Koſten; noch auch kennt er 
einen Gegenſatz zwiſchen den Sonderintereſſen Jener, deren Betriebe dem 
Prinzip der Wirtſchaftlichkeit entſprechen, und den Intereſſen des Ganzen. 
Und dieſes, das Intereſſe des Ganzen, nicht das von ihm geringſchätzig 
behandelte Intereſſe der im Außenhandel Thätigen, iſt es, was nach ihm 
den Freihandel erheiſcht. 

Indes, fo ruft der Inhaber eines Betriebes, der nur mit Hülfe ftaat- 
lichen Schutzes ſich konkurrenzfähig zu erhalten vermag, welcher Doltrina- 
rismus! Die, welche A. Smith folgen, ſollten nur einen Blick in die 
Verhältniſſe meines Erwerbszweiges werfen und ſie würden erkennen, wie 
ſich die Dinge im Leben ganz anders geſtalten, wie im Kopfe eines Stuben— 
gelehrten. Es iſt richtig, daß infolge des Schutzes, der mir zuteil wird, 
die Konſumenten für das Produkt, das ich herſtelle, mehr zu zahlen haben, 
als wenn ſie es zollfrei aus dem Auslande bezögen. Allein dafür ſetze ich 
Hunderte von heimiſchen Arbeitern in Nahrung. Der Gewinn, den ich mit 
Hülfe des mir gewordenen Schutzes mache, bleibt im Land. Ein Erwerbs- 
zweig bleibt dem Lande erhalten, ohne welchen wir dem Auslande für 
Millionen jährlich tributpflichtig ſein würden. 
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Das klingt alles außerordentlich patriotiſch, und wer ſein Vaterland 
liebt, findet kaum den Mut, zu erwidern. Indes wir wollen uns nicht ein— 
ſchüchtern laſſen. Der ganze Einwand iſt nur zutreffend, wenn jene 
Hunderte von heimiſchen Arbeitern, welche künſtlich in den geſchützten Er- 
werbszweig herangezogen werden, nicht auch ohne Schutz lohnende Be- 
ſchäftigung finden, und der Gewinn, den ohne ſolche Ablenkung das Land 
von ſeinem Kapitale zieht, nicht weit größer iſt. Um uns dies zu veran— 
ſchaulichen, wollen wir zunächſt einen Fall künſtlichen Schutzes ins Auge 
faſſen, bei dem die ausländiſche Konkurrenz noch garnicht in Frage 
kommt. 

Weſtenrieder hat uns erzählt,?) daß in Hochdorf, unweit des Lechs in 
den dreißiger Jahren des 18. Jahrhunderts ein Bauer Namens Wank eine 
Dreſchmaſchine erfunden habe. Kaum war die Maſchine fertig, jo wurde 
ihm ihr Gebrauch bei ſchwerſter Strafe verboten. „Es kam ſogar eine 
Kommiſſion von München; der Bauer droſch in Gegenwart derſelben ſechs 
Schober Korn aus. Man ſah die gute Wirkung, wunderte ſich über die 
Geſchicklichkeit des Mannes — und befahl ihm die Maſchine ſogleich zu 
vernichten und die Kommiſſionskoſten zu bezahlen.“ Noch ſchlimmer war 
es gegen Ausgang des 16. Jahrhunderts in Danzig dem Erfinder einer 
Maſchine ergangen, die auf einmal vier bis ſechs Gewebe fertigte; damit 
durch dieſen Fortſchritt nicht die Intereſſen der Weber geſchädigt würden, 
ließ der Rat den Erfinder heimlich erfäufen, und noch 1719 erneuerte 
Kaiſer Karl VI. das darauf ergangene allgemeine Verbot von Bandmühlen.“) 
Ahnlich ferner im 17. Jahrhundert das Schickſal der Erfindung des Dampf 
ſchiffes in Marburg. Papin baute ein kleines Dampfboot, das am Hinter- 
teil von einem Rade fortbewegt wurde, und ließ ſein Schiff in die Fulda 
bringen, entſchloſſen, die Weſer hinab und durch die Nordſee nach England 
zu fahren. Er kam nur bis Münden; dort wurde ſein Schiff von den 
Schiffern, welche in feiner Erfindung eine Bedrohnng ihres Gewerbes er— 
blickten, zerſchlagen, und damit hatte die Dampfſchiffahrt für 125 Jahre 
ein Ende. Sie kam erſt aus Amerika wieder nach Deutſchland. 

Alle dieſe Maßnahmen wurden ergriffen zum Schutze der in den ſo 
geſchützten Gewerbe Beſchäftigten 

Halten wir uns an den Fall mit der Dreſchmaſchine. Angenommen, 
Sie haben ein Einkommen von 400. Sie haben davon bisher 200 für 
150 Kilogramm Brotgetreide und 200 für andere Dinge verwendet, welche 
wir, der Bequemlichkeit halber, 60 Ellen Tuch nennen wollen. Das Brot 
getreide wurde bisher von einem Bauern mit Hülfe eines Knechtes und 
einer Dreſchmaſchine hergeſtellt. Der Knecht erhielt 100 an Lohn. Nun 
heißt es, es ſei von Wichtigkeit, die Zahl der in der Landwirtſchaft 
Thätigen zu mehren. Dem entſprechend ergeht ein Verbot, fernerhin 
Dreſchmaſchinen zu gebrauchen. Um den von Ihnen benötigten 150 Kilo 


9 Vgl. Bayeriſche Beiträge zur ſchönen und nützlichen Litteratur, 1779, I, 1. S. 289, 200. 
Geit in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts kamen dann Dreſchmaſchinen, importiert aus dem 
Ausland, in Deutſchland zur Anwendung. 


) Vgl. Beckmann: Beiträge zur Geſchichte der Erfindungen, I, 122133. Leipzig 1786. 
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gramm Brotgetreide zu ſchaffen, muß nun der Bauer zwei Knechte ein- 
ſtellen, einen jeden zu einem Lohn von 100. Infolgedeſſen ſteigt der 
Preis, den Sie für Brotgetreide aufwenden müſſen, auf 300, und dies im 
Intereſſe der Landwirtſchaftlichen Beſchäftigung. 

Ihre erſte Antwort würde ſein, daß, wenn die landwirtſchaftliche Be 
ſchäftigung auf dieſe Weiſe 100 gewinne, es unbeſtreitbar ſei, das Sie 100 
dabei verlören, und daß Sie außerſtande ſeien, darin einen nationalen 
Gewinn zu erblicken. 

Aber ſelbſt angenommen, Sie, der Konſument, der Sie die 100 ver 
lieren, damit mehr Perſonen in der Landwirtſchaft Beſchäftigung finden, 
ſeien ein ganz verächtlicher Menſch, ein Ausgeſtoßener der Geſellſchaft, auf 
den Niemand Rückſicht zu nehmen braucht, ſo beſteht in dem Verluſte des 
Konſumenten nicht die einzige Wirkung. 

Sie hatten bisher 200 auf andere Güter, wir ſagten 60 Ellen Tuch, 
verausgabt; davon wurden 30 Ellen von dem Tuchmacher mit Hülfe des 
nunmehr in die Landwirtſchaft gezogenen Knechtes und des zu ſeiner Ent— 
lohnung nötigen Kapitals hergeſtellt. Da ſie für Brotgetreide nunmehr 
100 mehr verausgaben müſſen, können Sie nur mehr 30 Ellen Tuch kaufen. 
Der Tuchmacher verliert alſo Ihre Nachfrage im Betrage von 100. Nun 
wendet vielleicht Jemand ein, an die Stelle Ihrer Nachfrage nach Tuch 
trete ja die des Bauern; und allerdings erhält er für die Ihnen gelieferten 
150 Kilogramm Brotgetreide nunmehr 300 ſtatt 200. Allein da er 100 
davon an den zweiten Knecht geben muß, den er nunmehr ſtatt des Tuch— 
machers zu lohnen hat, kann eine größere Nachfrage von ſeiner Seite Ihre 
Nachfrage nach Tuch nicht erſetzen. Der Knecht und das Kapital, welche 
bisher zur Herſtellnng von 30 Ellen Tuch verwendet worden waren, ſind 
alſo dem Tuchmacher nicht mehr verfügbar; die Nachfrage nach Tuch iſt um 
die Hälfte geſunken; der Tuchmacher kann nur mehr 30 Ellen ſtatt 60 an- 
fertigen. Wird er nun nicht erklären, daß die 100, welche infolge des 
Verbots von Dreſchmaſchinen dem Bauer zugewendet werden mußten, ſo 
viel wie die Entziehung von 100 für ihn bedeuten? Dem Gewinn der 
Landwirtſchaft ſteht alſo ein genau gleich großer Verluſt der Tuchmacher 
gegenüber. 


Was alſo iſt erreicht worden? 


Wenn Sie, wie bisher, 200 dem Bauern für Brotgetreide und 200 
dem Tuchmacher gegeben hätten, hätten Sie für Ihr Geld 150 Kilogramm 
Brotgetreide und 60 Ellen Tuch erhalten; wenn fte nun 300 dem Bauern 
für Brotgetreide geben müſſen, erhalten Sie nur mehr 30 Ellen Tuch. 
Außerdem aber verliert der Tuchmacher 100, die Sie nunmehr dem Bauern 
zu geben genötigt ſind. Die Landwirtſchaft alſo hat 100 gewonnen; aber 
der Tuchmacher hat 100 und Sie haben 100 verloren. Dem Gewinn von 
100 durch Einen ſteht der Verluſt von 200 durch zwei Andere gegenüber. 
Wie wenig aber die nationale Produktion als Ganzes durch den der land— 
wirtſchaftlichen Beſchäftigung gewährten Schutz gefördert worden iſt, zeigt 
ihr nunmehriger Ertrag. Früher betrug er 150 Kilogramm Brotgetreide 
im Werte von 200 und 60 Ellen Tuch im gleichen Werte; jetzt beträgt er 
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150 Kilogramm Brotgetreide und nur mehr 30 Ellen Tuch. Die 150 
Kilogramm Brotgetreide koſten 300, die 30 Ellen Tuch 100. Der Ge— 
ſamtbetrag der Koſten des Produzierten iſt alſo derſelbe geblieben; er 
beträgt nach wie vor 400; aber das, was für dieſe Koſten erzielt wird, iſt 
weniger geworden. Das iſt die Methode, den Nationalreichtum durch Verbot 
ökonomiſcher Fortſchritte zu mehren. 


Genau ſo wie mit dem Verbot der Dreſchmaſchine, dem Erſäufen des Er— 
finders der Bandmühle und dem Zerſchlagen des Dampfſchiffes Papins verhält 
es ſich, wenn es z. B. infolge des Ausbaues des Verkehrsnetzes möglich wird, 
die fruchtbaren Ländereien entfernter Gegengen der Erde der Ernährung 
der heimiſchen Bevölkerung dienſtbar zu machen, und die Benutzung dieſer 
Verkehrsfortſchritte durch Tarife und Zölle verhindert wird, damit auch 
unſere unfruchtbareren Ländereien mit Getreide beſtellt werden können. In 
beiden Fällen wird im Sonderintereſſe beſtimmter Kreiſe die Benutzung 
eines Fortſchritts verhindert, welcher der nationalen Arbeit größere Erträge 
abwerfen würde. 

Und nun wende man nicht etwa ein, das Beiſpiel mit der Dreſch— 
maſchine jet deshalb nicht treffend, weil es ſich bei ihm um die Bevor— 
zugung des einen von zwei heimiſchen Exwerbszweigen handle. Ganz 
anders dagegen, wo die auswärtige Handelspolitik in Frage ſtehe. Hier 
handle es ſich nicht um Begünſtigung der einen und Benachteiligung der 
anderen Art heimiſcher Produzenten. Hier ſeien es nichtdeutſche Produ— 
zenten, welche billiger als die Deutſchen produzierten. Hier ſei es dement— 
ſprechend eine nationale Pflicht, die Einfuhr aus dem Ausland zu hindern, 
um die Herſtellung der von außen billiger zu beziehenden Güter im Inland 
zu höheren Koſten zu ermöglichen. Dieſer Einwand wäre nämlich völlig 
verkehrt. Der Fall des Schutzes eines heimiſchen Erwerbszweiges gegen 
die Konkurrenz eines auswärtigen ijt nicht im geringſten von unſerm Bei- 
ſpiel verſchieden. Auch hierbei handelt es ſich lediglich um eine Begünſti— 
gung ökonomiſch minderwertiger heimiſcher auf Koſten der gefunden hei 
miſchen Betriebe. 

Nach der Schätzung des Direktors des kaiſerlichen ſtatiſtiſchen Amts, 
H. v. Scheel, wurden im Durchſchnitt 1880 —1898 in Deutſchland pro 
Kopf 187,8 Kilo Brotgetreide für menſchliche Ernährung gebraucht, darunter 
105,9 Kilo Roggen. Dieſer Bedarf wurde bisher zum größeren Teil durch 
deutſchen Roggen, zum kleineren durch die Einfuhr ruſſiſchen Roggens 
gedeckt. Wir wollen annehmen, der Preis habe bisher rund 12 Mk. pro 
100 Kilo betragen. Die Jahresausgabe für Roggen betrug alſo 12,71 Mk. 
pro Kopf der Bevölkerung oder 63,54 Mk. für eine aus fünf Köpfen be- 
ſtehende Familie. Nun werde geltend gemacht, wenn ein Zoll von 7,50 Mk. 
auf 100 Kilo gelegt werde, werde es möglich ſein, Roggen auch auf den 
unfruchtbarſten deutſchen Böden zu bauen und den geſamten heimiſchen 
Roggenbedarf im Inland zu erzeugen. Dies wäre eine Steigerung des 
beſtehenden Zolls um 4 Mk. Der Preis des Roggens werde dadurch aller— 
dings auf 16 Mk. pro 100 Kilo erhöht und die Jahresausgabe für Roggen 
um 20 Mk., alſo auf 83,54 Mk. pro Familie geſteigert. Allein es ſei dies 
im Intereſſe der deutſchen Landwirtſchaft. 
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Was wäre die Folge, wenn der Zweck dieſer Zollerhöhung erreicht 
würde? Ihr Zweck iſt das Aufhören der ruſſiſchen Roggeneinfuhr. Der 
Wert dieſer bezifferte ſich bisher auf 60—70 Millionen Mark im Jahr. 
An die Stelle der Nachfrage nach ruſſiſchem Roggen würde die nach dem 
teurer erzeugten Roggen treten. Dies wäre ohne Zweifel im Intereſſe der 
deutſchen Roggenbauern. Allein der Roggen, den wir bisher aus Rußland 
bezogen, haben uns die Ruſſen nicht umſonſt gegeben. Damit wir ihn 
erhielten, mußten wir etwas hinausſenden. Geld war dies nicht; denn 
wollten wir unſere jährliche Wareneinfuhr mit Geld bezahlen, ſo wäre 
mehr Geld dazu nötig, als wir beſitzen. Wir haben die Ruſſen vielmehr 
entweder direkt bezahlt in Hopfen, Eiſenbahnſchienen, feinen guß- und 
ſchmiedeeiſernen Waren, Baumwollgarnen, Wollgarnen und mancherlei 
anderem, was wir mit größerem Vorteil als Roggen erzeugt haben, oder 
indirekt, indem wir ihnen Forderungen abtraten, die uns aus Waren- 
ſendungen nach anderen Ländern erwachſen waren; auch diente ein Teil des 
ruſſiſchen Roggens zur Verzinſung von Anleihen, die fte bei uns gemacht 
hatten, damit ſie uns unſere Kanonen, Lokomotiven u. a. abkaufen konnten. 
Einerlei aber, in welcher Weiſe der Roggen, den wir von den Ruſſen 
empfingen, von uns vergolten wurde, jedenfalls haben wir andere deutſche 
Produkte dafür hinausgeſandt. Hört nun unſre Nachfrage nach ruſſiſchem 
Roggen im Wert von 60—70 Mill. Mk. jährlich auf, weil wir den von 
uns benötigten Roggen ſelbſt produzieren, ſo kann uns auch das Ausland 
die Waren, mit denen wir den ruſſiſchen Roggen bezahlt haben, nicht 
länger abnehmen. Der ruſſiſche Roggen war eben die Gegenleiſtung, mit 
der das Ausland die von uns exportierten Waren und die Zinſen für das 
Kapital, welches Rußland uns ſchuldet, bezahlt hat. Welche von den 
Produkten, die wir bisher exportierten, infolge des Aufhörens der Noggen- 
einfuhr nun nicht mehr vom Ausland begehrt werden, läßt ſich nicht ſagen; 
ebenſowenig läßt ſich ſagen, welche Waren ſtatt des Roggens aus Rußland 
eingeführt werden, um das von Rußland uns geſchuldete Kapital zu ver- 
zinſen, oder ob Rußland gar die Verzinſung dieſer Schuld einſtellt. Aber 
nichts iſt gewiſſer, als daß in dem Maße, in dem unſre Nachfrage nach 
ruſſiſchem Roggen aufhört, auch die Nachfrage nach irgendwelchen deutſchen 
Produkten, die wir bisher ins Ausland verſchickt haben, beeinträchtigt wird, 
und daß an die Stelle des Teils der ruſſiſchen Roggeneinfuhr nach Deutſch— 
land, welcher zur Verzinſung deſſen, was Rußland uns ſchuldet, gedient 
hat, die Einfuhr eines anderen ruſſiſchen oder ſonſtigen ausländiſchen 
Produkts tritt, oder die Verzinſung ganz aufhören muß. Alles, was infolge 
des Aufhörens des ruſſiſchen Roggenbezugs dem deutſchen Roggenbauer 
zugewendet wird, wird alſo dem einen oder dem anderen deutſchen Pro- 
duktionszweig entzogen, ſo weit es nicht zu deutſchen Kapitalverluſten führt. 


Es erhellt, es wird der Wert der jährlichen Geſamtproduktion der 
deutſchen Nation infolge des Aufhörens der ruſſiſchen Roggeneinfuhr auch 
nicht um einen Pfennig erhöht. Wären Sie ein deutſcher Roggenbauer, ſo 
könnten Sie ſich allerdings als der Mann, dem die 4 Mk. mehr pro 100 
Kilo zuflöſſen, glücklich preiſen; wären Sie aber einer von denen, welchen 
die Nachfrage im Wert der bisherigen ruſſiſchen Roggeneinfuhr, d. h. im 
Betrag von 60—70 Mill. Mk. jährlich, entzogen worden wäre, jo würden 
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Sie der Meinung ſein, früher ſei's beſſer geweſen. Aber gleichviel, welcher 
Seite Sie angehörten, ſo könnten Sie nicht ſagen, daß das Ganze irgend 
etwas gewonnen habe. Im Gegenteil; wenn Sie das ⸗-Unbeſtreitbare nicht 
ſollten beſtreiten wollen, müßten Sie ſogar zugeben, daß als Folge des der 
nationalen Roggenproduktion gewährten Schutzes der Überſchuß der natio— 
nalen Produktion über deren Produktionskoſten abgenommen habe. Denn 
der Bruttoertrag der Produktion wäre derſelbe geblieben; anders deren 
Produktionskoſten; an Stelle der Produkte, zu deren Herſtellung die nationale 
Arbeit und das nationale Kapital bisher verwendet wurden, weil ſie dabei 
die größten Überſchüſſe abwarfen, iſt der Anbau auch der unfruchtbarſten 
Böden zur Deckung des heimiſchen Roggenbedarfs getreten; der Geſamt— 
betrag der aufgewendeten Produktionskoſten iſt alſo geſtiegen, und damit iſt 
der Überſchuß des gleichgebliebenen Bruttoertrags über die aufgewendeten 
Koſten ſelbſtverſtändlich kleiner geworden. Das Ergebnis dieſer Art von 
Schutz der nationalen Produktion wäre alſo eine Abnahme des Gewinns, 
den fie abwirft, und dementſprechend eine geringere Zunahme des National- 
reichtums, als ſonſt eintreten würde. Und zu dieſer Einbuße, welche der 
Produzent der bisher ausgeführten Ware und die Zunahme des National— 
reichtums erleiden würden, käme noch der dem Konſumenten zugefügte 
Verluſt. In dem einen Fall erhält eine Familie, die aus fünf Köpfen 
beſteht, für 83,54 Mk. jährlich einmal für 63,54 Mk. Roggen und für 20 Mk. 
andere Güter, in dem anderen Fall erhält ſie für die letzteren 20 Mk. nichts. 
Durch die Erfindung, den Roggen ſtatt auf den fruchtbareren Böden des 
Auslandes, auf den unfruchtbareren des Inlandes zu bauen, wird der 
Konſument für nichts und wieder nichts beraubt, ohne irgendwelchen Vor— 
fel für den Nationalwohlſtand, ja unter erheblicher Beeinträchtigung des— 
elben. 

Die Thatſache, die außer Acht gelaffen ijt, die Thatſache, deren Nicht- 
berückſichtigung dem ganzen Irrtum ſowohl beim Schutz rückſtändiger 
Betriebsformen gegen die Konkurrenz vorgeſchrittener wie auch heimiſcher 
Produzenten gegen die Konkurrenz des Auslandes zu Grunde liegt, iſt, daß 
es heimiſche Erwerbsthätigkeiten giebt, die durch den Eingriff zu Gunſten 
anderer heimiſcher Erwerbsthätigkeiten geſchädigt werden, und zwar geſchädigt 
genau um den Betrag, um den das geſchützte Gewerbe begünſtigt wird. 
In dem Falle des Verbotes der Dreſchmaſchine wurden ſie durch den 
Tuchmacher vertreten, im Falle des Schutzes des Roggenbaues auch auf 
den unfruchtbarſten heimiſchen Böden ſind es die Erwerbszweige, deren 
Produkte bisher zur Bezahlung des eingeführten ruſſiſchen Roggens ins 
Ausland gingen. Die Folge der Schädigung dieſer heimiſchen Gewerbe 
ijt, daß der Nachteil, den der Konſument tragen muß, durch keinerlei Vor— 
teil des Ganzen aufgewogen wird. Was aber dort für den Tuchmacher, 
hier für den Produzenten von Hopfen, Eiſenbahnſchienen u. ſ. w. ausgeführt 
worden iſt, gilt ganz ebenſo für alle übrigen Fälle. Wenn alles, was der 
Eine an Beſchäftigung und Einkommen gewinnt, der Beſchäftigung und 
dem Einkommen eines anderen Einheimiſchen entzogen wird, kann unmög— 
lich eine Zunahme der Beſchäftigung und des Einkommens der Geſamtheit 
die Folge ſein. Im Gegenteil: das einzige Ergebnis der Verwendung des 
Knechts an Stelle der Dreſchmaſchine, wie der Beſchaffung des Noggen- 


bedarfs durch Beſtellung der unfruchtbarſten heimiſchen Böden ſtatt durch 
Eintauſch derſelben gegen exportierte Produkte, die wir beſſer und billiger 
als das Ausland herſtellen, ijt eine Minderung des Überſchuſſes der natio- 
nalen Produktion über die aufgewendeten Koften und eine entſprechend 
geringere Zunahme des Nationalreichtums. 


Aber noch bin ich mit der Darlegung des Freihandelsarguments nicht 
zu Ende. Welches ſind denn nun die Produkte, die ein Land mit Frei— 
handel herſtellt und die es in das Ausland hinausſchickt, um ſeinen Bedarf 
mit größerer Arbeits- und Kapitalerſparnis zu decken? Stellt ein Frei⸗ 
handelsland etwa alle Produkte her, die es billiger als das Ausland er— 
zeugen kann? 


Es find ſchon mehr als SO Jahre her, ſeit Torrens und dann Ricardo, 
denen die beiden Mill und die Späteren gefolgt ſind, die eben aufgeworfenen 
Fragen beantwortet haben. 

Das Prinzip der Wirtſchaftlichkeit lautet: Befriedige mit dem geringſt⸗ 
möglichen Aufwand möglichſt vollkommen deine Bedürfnijje. Bei ſeiner 
folgerichtigen Durchführung hütet ſich ein Freihandelsland alle Produkte 
herzuſtellen, die es billiger als das Ausland herſtellen kann. Es iſt nicht 
die Differenz in den abſoluten Produktionskoſten eines Gutes, welche bee 
ſtimmt, in welchem Land ein jedes Gut produziert wird. Mitunter wird 
ein Gut am billigſten beſchafft, indem es aus einem Land bezogen wird, 
wo es mit größeren Koſten hergeſtellt wird, als es dort hergeſtellt werden 
könnte, wo man es kauft. Ein Beiſpiel wird das veranſchaulichen. An- 
genommen, die Produktion von 1000 Ballen Tuch koſte die Jahresarbeit 
von 100 Engländern, und die von 100 Tonnen Wein würde die Jahres 
arbeit von 120 Engländern koſten. Es würde alſo für England vorteilhaft 
ſein, für 1000 Ballen Tuch 100 Tonnen Wein zu erhalten, denn es würde 
dabei 20 Jahresarbeiten erſparen. Angenommen ferner, in Portugal koſte 
die Produktion von 100 Tonnen Wein die Jahresarbeit von nur 80 Por 
tugieſen, die Herſtellung von 1000 Ballen Tuch die von 90 Portugieſen. 
In dieſem Fall würden die Portugieſen alſo ſowohl den Wein als auch 
das Tuch billiger als die Engländer herzuſtellen vermögen, den Wein um 
40 Jahresarbeiten, das Tuch um 10 Jahresarbeiten billiger. Trotzdem 
führen die Portugieſen gemäß dem Prinzip der Wirtſchaftlichkeit nicht nur 
Wein nach England aus, ſondern führen auch Tuch von dort ein, obwohl 
ſie das Tuch um 10 Jahresarbeiten billiger als die Engländer herzuſtellen 
vermögen. Denn wenn Portugal ſtatt des Tuches Wein herſtellt, erhält 
es bereits für 100 Tonnen Wein, d. h. für nur 80 Jahresarbeiten, die 
1000 Ballen Tuch, die ihm ſonſt 90 Jahresarbeiten koſten würden. Nehmen 
wir Wein und Tuch als Repräſentanten aller Arten von Produkten und 
Portugal als den Repräſentanten aller Länder des Auslandes, ſo wäre in 
dem geſetzten Falle England hinſichtlich der Produktion aller Waren ſchlechter 
als das Ausland geſtellt. Trotzdem wäre es mit ſeiner Produktion nicht 
vom Weltmarkt verdrängt und vor die Gefahr einer Entvölkerung und der 
Anſiedelung feiner Bewohner im produktions geeigneteren Ausland geſtellt. 
Denn es läge nicht im Intereſſe Portugals, alle Waren, die es billiger 
als England herzuſtellen vermöchte, ſelbſt herzuſtellen, ſondern nur diejenigen, 
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bei deren Herſtellung ſein Kapital den höchſten Gewinn und ſeine Arbeit 
den höchſten Lohn erzielte; denn indem es ſeine Produktivkraft auf die 
Herſtellung dieſer Güter konzentrierte, würde ſeine Produktivkraft ſich am 
beſten lohnen und ſeine Konſumenten ſelbſt das Tuch, das es billiger zwar 
als England, aber nicht ſo billig als Wein herzuſtellen vermöchte, gegen 
Hinausſendung von Wein billiger aus England erhalten, als wenn es 
dieſes Tuch ſelbſt herſtellen wollte. 


Aber ſetzen wir an die Stelle des von Ricardo angenommenen Beiſpiels 
die Wirklichkeit. Da ſind England und Deutſchland. 


Es iſt an ſich nicht unmöglich, in England Wein zu bauen, ebenſo 
wenig wie es, rein techniſch betrachtet, unmöglich wäre, durch Beſtellung 
auch der unfruchtbarſten Acker den geſamten deutſchen Getreidebedarf in 
Deutſchland zu erzeugen. Unſrer heutigen Technik ijt ja an fich nahezu 
alles möglich; es fragt ſich nur, zu welchen Koſten. Der Marquis von Bute 
baut ſeit 25 Jahren in Südwales Wein im Freien. Ich bin durch die 
Güte einer mit Lord Bute befreundeten Dame in den Beſitz der Berichte 
über die erzielten Erfolge, ja ſogar in den Beſitz einer Flaſche des in 
Schloß Coch in Glamorganſhire gebauten Weines geſetzt worden und muß 
bezeugen, daß der Verſuch, rein techniſch betrachtet, vorzüglich gelungen iſt. 
Der Wein iſt von ausgezeichneter Qualität. Anders ſtellt der Verſuch ſich 
dar, wenn ökonomiſch betrachtet. Obwohl in öffentlicher Verſteigerung für 
das Dutzend Flaſchen der hohe Preis von 115 Schilling erzielt wurde, 
deckt dieſer Preis nicht die Koſten. Es iſt alſo für Deutſchland keine Ge 
fahr, daß, wie man geſcherzt hat, der Konſum ſeines Hochheimer durch 
den von Cochheimer in England erſetzt werde. Vielmehr ziehen bei ſo 
hohem Preiſe es die Engländer vor, ſich den Wein, den ſie trinken, durch 
Hinausſenden von Baumwoll- und Wollenwaren, von Eiſen, Maſchinen, 
Kohle und anderen Produkten, deren Herſtellung ihnen Gewinn bringt, 
aus Portugal, Spanien, Frankreich, Italien und Deutſchland zu verſchaffen. 
Allein ſie beziehen aus dem Ausland nicht bloß Wein, den ſie zu Hauſe 
nur teurer herſtellen können. So ſind die Baumwollinduſtrie Lancaſhire's 
und die Wollinduſtrie Yorkſhire's, ſowie die Hartwareninduſtrie Birminghams 
berühmt. England vermöchte wohl ſeinen ganzen Bedarf an baumwollenen 
und wollenen Garnen und Geweben und an Hartwaren, ſowie alles, was 
es an andere Länder davon verſchleißt, ſelbſt herzuſtellen. Aber trotzdem 
beziehen die Engländer ſtarke Baumwoll- und Wollgarne und gröbere Gewebe 
und Solinger Waren aus Deutſchland, dem ſie andere Qualitäten von Baum— 
wollgarnen, Roheiſen, Maſchinen überwiegend aus Gußeiſen, Steinkohlen, 
hartes Kammgarn, andere Wollgarne dafür ſchicken. Wie kommt dies? 
Halten wir uns bei der Beantwortung an die Baumwollgarne. Vermöge 
ſeines feuchten Klimas hat Lancaſhire beſondere Produktionsvorteile bei der 
Herſtellung der feineren Nummern der Baumwollgarne. Bei ihrer Her— 
ſtellung macht es den größten Gewinn. Obwohl es ſämtliche gröberen 
Nummern Baumwollgarn, die es ſelbſt braucht oder an andere Völker ver— 
kauft, ſelbſt herſtellen könnte, zieht es doch vor, einen großen Teil derſelben 
von Deutſchland gegen ſeine feineren Baumwollgeſpinnſte einzutauſchen. 
Denn auf dieſe Weiſe wirft feine Produktivkraft die größten Überſchüſſe ab. 
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Wollte es dagegen feinen ganzen Bedarf an ſtarken Baumwollgarnen ſelbſt 
decken und zu dem Zweck etwa gar die Einfuhr ſtarker Garnnummern aus 
Deutſchland durch einen Schutzzoll ausſchließen, ſo könnte dies ſeinen bei 
der Herſtellung und dem Verkauf feiner Nummern erzielten Gewinn und 
die höchſtmögliche Verwertung feiner Produktivkraft nur ſchmälern. Dieſer 
ſyſtematiſchen Konzentration feiner Produktivkräfte auf die Produktions- 
zweige, welche die höchſten Überſchüſſe über die aufgewendeten Koſten ab- 
werfen, verdankt England die alles übertreffende Zunahme ſeines Reichtums 
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 


Wie aber verhält es ſich mit jenem „extremen Fall“, den man neuer- 
dings konſtruiert hat,“) um das Freihandelsprinzip ad absurdum zu 
führen, jenen Fall, in dem das Ausland ſich als der ökonomiſch günſtigere 
Standort für alle Arten der Produktion darſtellt und den geſamten Welt- 
bedarf zu liefern vermag? Führt der Freihandel hier nicht folgerichtig zur 
Entvölkerung des Vaterlands und Anſiedelung ſeiner Bewohner im produf- 
tionsgeeigneteren Ausland? Ganz gewiß; auch hat die Menſchheit von jeher 
in ſo extremen Fällen jene Folgerungen gezogen. So iſt die Ungunſt der 
Produktionsbedingungen die Urſache, warum die Polargegenden unbewohnt 
und Wüſtengegenden nur ſchwach bewohnt ſind, warum in vergangenen 
Zeiten die Völker ihre Heimat regelmäßig verließen, ſobald deren Produk 
tionsbedingungen für ſie unzureichend wurden, und warum die Anſiedelung 
in neuen Ländern in dem Maße ſtattgefunden hat, als ſie günſtigere 
Exiſtenzbedingungen boten. Und der Erfolg liefert, weit entfernt von einer 
Widerlegung, vielmehr eine Beſtätigung der Richtigkeit des Freihandels- 
prinzips. Es war dies nämlich nicht nur im Intereſſe der fortſchreitenden 
Kultur des Erdballs, ſondern auch der betreffenden Nationen. So lange 
ſie noch keinen anderen Produktionszweig als die Landwirtſchaft kannten 
und Handel und Induſtrie noch gänzlich unentwickelt waren, hatten ſie, 
als ihre Bevölkerung zunahm, gar keine andere Wahl, als auszuwandern 
oder zu verhungern. Von dem Augenblick aber, da ſich in den Ländern, 
die ſie heute innehaben, Handel und Induſtrie zu entwickeln begannen, 
wurde das Vorkommen jenes „extremen Falls“, daß ein Land hinſichtlich 
ſämtlicher Produktionsbedingungen hinter dem Ausland zurückſteht, einfach 
unmöglich. In dem Maße nämlich, in dem Handel und Induſtrie ſich 
entwickeln, nimmt die Bevölkerung, die ſich auf einem gegebenen Gebiete 
ernähren kann, zu, und damit differenzieren ſich die Produktionsbedingungen 
für die einzelnen Produktionszweige. Der Boden wird teuer, die Arbeits- 
leiſtung relativ billig, der Kapitalzins ſinkt. Damit wird beiſpielsweiſe der 
Getreidebau, der, ſo lange der Boden billig geweſen, rentabel war, un 
rentabel, während ſeitens der geſtiegenen und wohlhabend gewordenen Be 
völkerung eine Nachfrage entſteht, welche die Herſtellung qualifizierter land 
wirtſchaftlicher Produkte, ſowie die Rohſtoffverarbeitung rentabel macht; 
dagegen wird in den unentwickelten Ländern die Ausfuhr des auf ihrem 
billigen Boden gebauten Getreides vorteilhaft. Ein jedes Land erzielt mit 


9) G. v. Mayr: Grundriß zu Vorleſungen über praktiſche Nationalökonomie, I, 32. 
Tübingen 1900. 


ſeinen Produktivkräften nur in dem Maße Gewinn, in dem es ſeine Pro- 
duktion auf die Produktionszweige konzentriert, welche die größtmöglichen 
Überſchüſſe abwerfen, und mittelſt dieſer ſeiner Produkte anderen Ländern 
die Produkte abkauft, die es durch ſolchen Umtauſch billiger erhalten kann, 
als es fie ſelbſt herſtellen könnte. Je größer die Überſchüſſe find, welche 
einem Lande die in ihm betriebenen Produktionszweige abwerfen, deſto 
größer út der Vorteil, den es von dieſem internationalen Umſatze zieht, 
deſto größer ſein Anteil an der Weltproduktion. 


Damit ein jedes Land möglichſt raſch den Produktionszweigen ſich zu- 
wende, deren Produkte ihm die größtmöglichen Überſchüſſe über die aufge 
wendeten Koſten abwerfen, haben nun Hamilton in Nordamerika, Graf Chaptal 
in Frankreich’) und Friedrich Liſt in Deutſchland vorübergehende Schutzzölle 
befürwortet, um das Inland in den Erwerbszweigen, in denen es nur aus 
hiſtoriſchen Urſachen — wegen Kapitalmangels oder noch fehlender Arbeits 
geſchicklichkeit — hinter der Produktion anderer Länder zurückſteht, zur 
Konkurrenzfähigkeit mit dem Ausland zu erziehen. Hier werden den Kon 
ſumenten allerdings Opfer im Intereſſe gewiſſer Produktionszweige zuge 
mutet, aber nur vorübergehend; auch hat der Konſument hier den Troſt, 
daß ſein Opfer n der Geſamtheit, deren Produktivkraft erhöht wird, 
zu gute kommt. Wo es dagegen ausgeſchloſſen war, daß ein Erwerbszweig 
durch jene Opfer zur freien Konkurrenzfähigkeit mit dem Ausland erzogen 
werden könne, wo demnach der ſtaatliche Schutz nichts anderes bedeutet, als 
die dauernde Benachteiligung der Mehrzahl zu Gunſten Weniger, haben die 
Genannten alle künſtlichen Maßnahmen zu deren Schutz aufs entſchiedenſte 
verurteilt. Daher denn auch der Satz Friedrich Liſt's: „Die innere Agrikultur 
durch Schutzzölle heben zu wollen, iſt ein thörichtes Beginnen.“ 

Hamilton, Chaptal und Liſt fühlten ſich in bewußtem Gegenſatz zu 
Adam Smith, und in der That hat dieſer Erziehungszölle ausdrücklich ab 
gelehnt. Allein auch ihr Ziel war die freie Konkurrenz der zur Konkurrenz 
fähigkeit erzogenen Erwerbszweige auf dem Weltmarkt. Die innere Kon 
kurrenz der gegen das Ausland geſchützten nationalen Betriebe ſollte dieſe 
zur Konkurrenzfähigkeit mit dem Ausland erziehen, worauf der Schutz 
wegfallen ſollte. Auch Liſt's Ziel war alſo der Freihandel. Daher ſo 
ausgeſprochene Freihändler wie J. B. Say“) und John St. Mill’) ſich 
ſeiner Befürwortung von Erziehungszöllen angeſchloſſen haben. 


Die Erziehungspolitik war in Amerika, in Frankreich, insbeſondere 
auch in Deutſchland von großen Erfolgen begleitet. In den ſiebziger 
Jahren waren die hauptſächlichſten unter den bis dahin geſchützten deutſchen 
Erwerbszweigen zu ſo hoher Entwicklung gelangt, daß die ihnen bis dahin 
gewährten Schutzzölle wegfallen konnten. Allein bald kam ein Rückſchlag. 
Nicht etwa, weil die deutſche Induſtrie ihre Konkurrenten nicht ebenbürtig 


®) Vergl. Mes Souvenirs sur Napoléon par le Cte, Chaptal. Paris 1893. S. 151. 


) Vergl. J. B. Soy, Ausführliche Darſtellung der Natſonalökonomie oder der Staatswirt⸗ 
ſchaft, beuiſch von Morſtadt, Stuttgart 1833. I. 280 ff. 


*) J. St. Mill, Principles of political economy V, Ch. X. $ 1. 
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zu beftehen vermocht hätte. Man war ſogar imſtande, unſern gefährlichſten 
Konkurrenten, den Engländern, auf ihrem eigenſten Gebiet mit Erfolg zu 
begegnen. Der Schutz, der von da ab verſchiedenen deutſchen Erwerbs- 
zweigen zu teil wurde, hatte vielmehr mit Friedrich Liſt und ſeinen Er— 
ziehungszöllen nicht mehr das Geringſte gemein. Fürs erſte war er ein 
Erhaltungszoll. Angeſichts der Überproduktion an Produktionsmitteln, wie 
ſie zu Beginn der ſiebziger Jahre ſtattgefunden, wollte man durch Sicherung 
wenigſtens des heimiſchen Marktes die Induſtriellen, ſo weit möglich, vor 
allzu großer Entwertung ihrer Anlagen bewahren, und angeſichts des plötz— 
lichen Anpralls der überſeeiſchen und ruſſiſchen Getreidekonkurrenz erhielten 
die Landwirte eine Friſt, um ſich auf andere Produktionszweige als bloßen 
Getreidebau einzurichten. So kamen wir zu den Induſtrie- und Agrarzöllen 
des Jahres 1879. Soweit es ſich um die Erleichterung der unter ſolchen 
Übergängen Leidenden handelte, konnte man vom freihändleriſchen Stand— 
punkt noch zuſtimmen. Allein bald nahmen die Zölle einen anderen Cha— 
rakter an; denn völlig verſchieden geſtalteten ſich die Wirkungen der neuen 
Zölle in der Praxis. 

Zunächſt von den Wirkungen der induſtriellen Schutzzölle. Auf dem 
Gebiet der Induſtrie begann die Aera der Kartelle. Ich bin bekanntlich 
kein Feind der Kartelle an ſich. Warum ſollen ſich die Induſtrieunterneh— 
mungen nicht ebenſo zur Wahrung ihrer Intereſſen vereinigen, wie dies 
die Arbeiter thun? Kartelle können unter Umſtänden ſehr ſegensreich wirken. 
Bei ſinkender Konjunktur können ſie als Fallſchirme dienen, um die zu 
hochgeflogene Produktion vor zu jähem Fall zu bewahren. Sie können noch 
mehr thun: ſie können durch planmäßiges Anpaſſen der Produktion an den 
Bedarf Kriſen verhindern, und, indem fie leiſtungsfähige Betriebe unter 
Entſchädigung ausſchalten, den Fortſchritt in der Technik und in der ökono— 
miſchen Organiſation ſchmerzloſer geſtalten und dabei, trotz ſteigenden 
Unternehmergewinns, dem Konſumenten die Produkte verbilligen. Allein 
die Kartelle beſchränkten ſich nicht auf ſolches gemeinnütziges Wirken. Viele 
nahmen den Charakter von Ringen an. Die innere Konkurrenz, welcher 
Friedrich Liſt die Funktion zugewieſen hatte, die Inlandspreiſe allmählich 
auf das Niveau der Weltmarktspreiſe herabzudrücken, wurde von ihnen 
aufgehoben, um den Inlandspreis um den vollen Betrag des Zolls über 
den Weltmarktspreis zu ſteigern. Da der Geſetzgeber, ſo argumentierte 
man, den Schutzzoll einführte, wollte er, daß der Inlandspreis um den 
Betrag des Zolls über dem Weltmarktspreis ſtehe. Wir kommen alſo nur 
der Abſicht des Geſetzgebers nach, wenn wir die Konkurrenz verhindern, 
welche den Preis unter dieſen Satz herabdrücken würde. Auf dieſe Weiſe 
gelingt es ihnen, die Generalkoſten ihrer Betriebe ſchon durch den Erlös 
aus den im Inland abgeſetzten Produkten zu decken, und ſie können nun 
um ſo billiger ans Ausland verkaufen. Der Schutzzoll iſt alſo etwas ganz 
neues geworden, eine Einrichtung, um dem heimiſchen Konſumenten die 
Mittel zur leichteren Beſiegung der Konkurrenten auf dem Weltmarkt zu 
entreißen. Nicht nur durch ſtaatliche Ausfuhrprämien, die z. B. dem Zucker⸗ 
und dem Branntweinproduzenten bezahlt werden, ſondern auch durch die 
hohen Inlandspreiſe, welche die Kartelle dem heimiſchen Konſumenten auf- 
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erlegen, wird dieſer alſo heute genötigt, Zuſchüſſe zur billigeren Verſorgung 
des Auslandes zu zahlen. 

In anderen Fällen aber hat das Wiederaufleben des Schutzſyſtems in 
verſchiedenen europäiſchen Ländern zu anderen merkwürdigen Widerſprüchen 
geführt. Kapitalkräftige Firmen haben infolge desſelben in jedem der ge 
ſchützten Gebiete, nach dem ſie bisher Abſatz gehabt hatten oder in dem ſie 
ſolchen erwerben wollten, beſondere Betriebe errichtet, um an der Ausbeutung 
der geſchützten nationalen Märkte Anteil zu nehmen, und Kenner, welche die 
Pariſer Weltausſtellung in dieſem Jahre beſucht haben, haben mir von dem 
eigentümlichen Eindruck berichtet, den es auf ſie gemacht habe, als ſie in 
den Ausſtellungen der verſchiedenſten Länder als Vertreter von deren natio 
naler Produktion eben denſelben Unternehmungen begegneten. Hier hat der 
Inlandskonſument augenſcheinlich nicht den patriotiſchen Troſt, durch das 
Opfer, das er bringt, dem Vaterland wenigſtens einen Vorteil zu bringen. 
Einerſeits ſieht er, daß es vielfach Unternehmungen von Fremden im Inland 
ſind, denen die erhöhten Preiſe zufließen, die er infolge des Schutzzolles 
bezahlen muß, andrerſeits kann er beobachten, wie nationale Kapitalkräfte, 
die bei Freihandel im Inland nutzbar gemacht worden wären, dem Ausland 
zuſtrömen, um deſſen Produktivkraft zu ſteigern.?) Dem Lohnarbeiter aber, 
der mitunter das einzige Nationale an dieſen ganzen Unternehmungen iſt, 
wird durch Verkümmerung des Koalitionsrechtes durch entſprechendes Vor 
gehen der kartellierten Arbeitgeber, eventuell unter Inanſpruchnahme der 
Polizei, die Möglichkeit genommen, durch Lohnſteigerungen Anteil an den 
Folgen des Schutzes der „nationalen Arbeit“ zu erlangen. 

Nun zu den Wirkungen der Agrarzölle. Die Landwirtſchaft hat den 
gewährten Schutz nicht etwa dazu benutzt, um den Übergang von dem un- 
rentabel gewordenen Getreidebau zu rentableren Produktionszweigen leichter 
zu finden. Man ſah in dem gewährten Schutz vielmehr eine Aufforderung, 
den Getreidebau zu vergrößern. Da nun infolge der Entwicklung der 
Verkehrswege mehr und mehr fruchtbare Böden in bisher unerſchloſſenen 
Gebieten des Erdballs in Anbau genommen wurden, iſt die Folge des 
ſteigenden Getreidebaues geweſen, daß die Getreideproduktion der Welt — 
wenn wir den vom k. k. Ackerbauminiſterium in Wien veröffentlichten 
Ziffern?) folgen wollen — in dem Zeitraum 1878/82 bis zum Jahre 1899 
im Verhältnis von 100 : 130 geſtiegen ijt, während die Bevölkerung gleich- 
zeitig nur im Verhältnis von 100 : 124 zunahm. Die Folge war ein 
weiteres Fallen des Weltmarktpreiſes des Getreides und die weitere Folge, 
daß, trotz aller Zölle, auch die Inlandpreiſe noch weiter fielen. Dem- 
entſprechend erhob man in ſteigendem Maße die Forderung nach künſtlicher 
Sicherung ſo hoher Getreidepreiſe, daß es der deutſchen Landwirtſchaft 


) So wird erft wieder in der „Frankfurter Zeitung“ vom 1. November 1900 unter dem 
26. Oktober aus Aachen über die dortigen Arbeiterentlaſſungen geſchrieben: „Die Flaue in der 
Nadelbranche iſt momentan ebenſo ſtark wie zu Beginn der 80 er Jahre, was zum Teil darauf 
zurückgeführt werden darf, daß hieſige Fabrikanten, um Fracht und Zoll zu ſparen, im Ausland 
ebenfalls Fabriken angelegt haben, die leidlich beſchäftigt ſind.“ 


9) Vergl. Das Getreide im Weltverkehr. Vom k. k. Ackerbauminiſterium vorbereitete Materia⸗ 
lien für die Enquete u. ſ. w. Wien (Kommiſſionsverlag von W. Frick) 1900. 


(下 


* 


möglich werde, durch Anbau ſelbſt der unfruchtbarſten Böden den geſamten 
deutſchen Getreidebedarf zu decken. Früher, ſo hat man uns noch vor 
kurzem ausgeführt, als die Induſtrie ſchwach geweſen, ſei ihr die Land 
wirtſchaft zu Hilfe gekommen; nun ſei es an der Induſtrie, der notleidend 
gewordenen Landwirtſchaft zu helfen. Und gewiß! Wäre es überhaupt 
möglich, den deutſchen Getreidebau durch Schutzzölle zur Konkurrenzfähigkeit 
mit dem Ausland zu erziehen, ſo könnten wenigſtens alle Diejenigen, welche 
für induſtrielle Erziehungszölle früher eingetreten ſind, die Billigkeit dieſer 
Forderung kaum beſtreiten. 

Allein ſo plauſibel die Analogie des heutigen Begehrens nach Agrar— 
ſchutz mit dem früheren nach Induſtrieſchutz Manchem erſcheinen mag, ſo 
kann ſie doch ökonomiſch ſchärfer Sehende nicht täuſchen; und hier komme 
ich auf die Gründe, warum Friedrich Liſt's Satz: die innere Agrikultur 
durch Schutzzölle heben zu wollen, iſt ein thörichtes Beginnen, richtig bleibt, 
wenn ſich auch manches in der von ihm ſelbſt vorgebrachten Begründung 
heute nicht halten läßt. Die Induſtrie wurde durch die ihr gewährten 
Zölle zu ſolcher Vollkommenheit und Billigkeit der Produktion erzogen, daß 
ſie völlig ungeſchützt mit dem Ausland konkurrieren konnte. Die deutſche 
Landwirtſchaft kann durch keinen noch fo hohen Getreidezoll zur Konkurrenz 
fähigkeit mit dem ausländiſchen Getreidebau erzogen werden. Den Grund 
zeigt uns die Betrachtung der Urſachen, warum der deutſche Getreidebau 
mit dem ausländiſchen nicht zu konkurrieren vermag. 


Betrachten wir die Koſten des Getreidebaues. Sie beſtehen in allen 
Ländern aus Verzinſung des Bodenwerts, Kapitalzins, Arbeitslohn, Steuern. 
Wie verhalten ſich dieje Koſten in Deutſchland zu denen in ſeinen Kon- 
kurrenzländern? Um mit den Steuern zu beginnen, ſo haben wir die 
Landwirtſchaft im letzten Dezenium ſo ſehr entlaſtet, daß hier kaum noch 
etwas zu thun übrig bleibt. Niemand kann behaupten, daß eine unver- 
hältnismäßig hohe ſtaatliche Beſteuerung die Urſache ſei, warum die deutſchen 
Getreidebauern nicht auf ihre Koſten kommen. Was den Arbeitslohn an— 
geht, ſo iſt er bei unſern ruſſiſchen Konkurrenten nominell allerdings 
niedriger als bei uns; allein die Leiſtung des ruſſiſchen Arbeiters iſt ſo 
viel geringer als die des deutſchen, daß der Preis der Arbeitsleiſtung hier 
und dort kaum verſchieden ſein dürfte; dabei ſchreibt mir ein ruſſiſcher 
Gutsbeſitzer, daß die ruſſiſchen Landwirte gleich den deutſchen infolge der 
Wanderung vom Land nach den Städten an Mangel an Arbeitskräften 
leiden. In den meiſten Getreide exportierenden Staaten Nordamerikas 
herrſcht die gleiche Klage; dabei bezifferte ſich der Tagelohn ländlicher 
Arbeiter, die ſich ſelbſt beköſtigen, dort im Jahre 1892 auf 4 bis 7 Mark, 
der Taglohn der Arbeiter, die vom Arbeitgeber beköſtigt wurden, auf 3 bis 
5 Mark 60 Pf. In unſern Arbeitsverhältniſſen kann der Vorſprung Rußland's 
und Amerika's alſo auch nicht wurzeln. Ebenſowenig wurzelt er in dem Zins- 
fuß. Die ſtaatlichen Adelsbanken in Rußland erheben 4 Prozent Zinſen und 
½ Prozent Amortiſation; in den Getreide exportierenden Staaten Nord 
amerika's betrug der niedrigſte Zinsfuß in dem Zeitraum 1880/89: 6,7 
Prozent und ſtieg in einigen Staaten auf 9,95 und 10,46 Prozent. Das 
Kapital ſtellt ſich alſo bei uns für den Landwirt erheblich billiger als bei 


unſern Konkurrenten, und wenn die Amerikaner viele arbeitsiparende 
Maſchinen verwenden, ſo müſſen ſie einen anderen Vorteil haben, der ihre 
hohen Kapitalkoſten aufwiegt. Dieſer Vorteil von Ruſſen und Amerikanern 
ijt der Bodenwert. Ich habe durch die Güte eines ruſſiſchen Freundes die 
Aufnahmen des landwirtſchaftlichen Miniſteriums in St. Petersburg er 
halten. Die Angaben werden mir als abſolut zuverläſſig bezeichnet. Da 
nach beträgt der Durchſchnittspreis pro Desjätine in den Gouvernements, 
die am meiſten an dem Getreideerport nach Deutſchland beteiligt find, in 
Ufa 14,26 Rubel, in Orenburg 15,08 Rubel, im Tereck-Gebiete 26,03 
Rubel und ſteigt in den übrigen Gouvernements bis auf 107,23 Rubel in 
Beſſarabien und 121,76 Rubel in Kursk. In Amerika betrug nach der 
amtlichen Statiſtik von 1891 der Durchſchnittspreis des Acre Landes in 
den Staaten, welche Überſchüſſe über den eigenen Getreidebedarf produ 
zieren, in den achtziger Jahren zwiſchen 5,89 Dollars in Dakota und 
31,87 Dollars in Illinois. Es koſtet alſo in Rußland heute der Hektar 
zwiſchen 28 und 240 Mark, es koſtete in Nordamerika in den achtziger 
Jahren der Hektar zwiſchen 72 in Dakota und 384 Mark in Illinois. In 
Argentinien koſtet der Hektar guten Landes, bequem an einer Eiſenbahn 
ſtation oder innerhalb 30 Wegſtun den im Umkreis iner Hafenſtadt gelegen, 
60 Mark. Wie aber ſteht es in Deutſchland? Die Motive des Anſiede 
lungsgeſetzes vom 26. April 1886 waren davon ausgegangen, daß der 
Hektar Landes 560 Mark koſten werde. In Wirklichkeit ſtellten ſich die 
bis Ende 1899 gezahlten Preiſe auf durchſchnittlich 662 Mk. pro Hektar 
und zwar koſtete der Hektar 1896: 648 Mk., 1897: 766 Mk., 1898: 
774 Mk., 1899: 824 Mark. In Bayern koſtet nach den Erhebungen über 
die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe in 24 typiſchen Gemeinden der Hektar 
ſchlechten Bodens 900 Mark im Durchſchnitt. In den weſtlichen Teilen 
Deutſchlands ſtellt ſich der Bodenpreis allenthalben noch höher. 

Es liegt alſo in der Höhe des Bodenwerts, wenn der deutſche Ge 
treidebau heute mit dem amerikaniſchen und ruſſiſchen nicht zu konkurrieren 
vermag. Er beträgt und betrug in Deutſchland um das Doppelte bis 
Fünfzehnfache mehr als in den Konkurrenzländern. Kein Wunder, wenn 
nach den Erhebungen des Deutſchen Landwirtſchaftsrates zur Feſtſtellung 
der Ergiebigkeit der Landwirtſchaft, „nur 16 Prozent oder ein Sechstel der 
ermittelten Betriebe eine Verzinſung des Geſamtwertes mit über 3 Prozent 
aufweiſen konnten.“ Wenn der eigielte Getreidepreis bei uns einen Grund 
wert verzinſen ſoll, der um das Doppelte bis Fünfzehnfache höher iſt als 
bei unſern Konkurrenten, kann das Ergebnis ein anderes ſein? Allein, wird 
man mir einwenden, der Bericht über die eben erwähnten Erhebungen fahre 
fort, „bei 50 Prozent (der ermittelten Betriebe) ſei überhaupt eine Ver 
zinſung des Bodenkapitals oder eine Grundrente nicht ermittelt worden“. 
Nun will ich einmal annehmen, die Rentabilitätsberechnungen, auf denen 
dieſe Angabe fußt, ſeien unanfechtbar. Wer etwas von ſolchen Rentabilitäts 
berechnungen weiß, wird mich deshalb vielleicht leichtſinnig ſchelten. Aber 
gehen wir einmal von dieſer Annahme aus, ſo iſt das, was hier behauptet 
wird, wenn richtig, nur ein um ſo ſprechenderer Beleg, wie völlig un 
geeignet ein großer Teil des ſchon heute mit Getreide beſtellten Bodens it, 
um mit dem fruchtbareren univer Konkurrenzländer zu konkurrieren; in 
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keiner Weiſe aber wird damit gejagt, daß durch noch fo hohe Zölle der 
Getreidebau auf dieſen Böden mit dem ausländiſchen konkurrenzfähig 
werden könne. 


Und nun komme ich zu der Urſache, warum jene Berufung an das 
Billigkeitsgefühl, wonach die Induſtrie der Landwirtſchaft heute mit Zöllen 
zu Hülfe kommen ſolle, wie dieſe A. früher, als fie noch klein war, zu Hülfe 
gekommen ſei, nicht ſchlüſſig iſt. Der induſtrielle Schutzzoll hat die Wirkung 
gehabt, die heimiſche Industrie zur Verbilligung ihrer Produktionskoſten 
bis auf das Niveau der Produktionskoſten des Auslandes zu erziehen. 
Was aber iſt der Zweck des Getreidezolls? Er ſoll den Getreidepreis 
ſteigern. In dem Maße, in dem der Zweck erreicht wird, ſteigt die Geld 
rente, welche der Boden abwirft. Der Ertragswert des Bodens aber iſt 
gleich der Geldrente, die er abwirft, kapitaliſiert mit dem herrſchenden 
Ansfuß. Entſprechend der geſteigerten Geldrente ſteigt alſo der Bodenwert. 
Die Folge des Getreidezolls, der ſeinen Zweck, die Steigerung der Getreide 
preiſe, wirklich erreicht, iſt alſo die Steigerung eben des Teils der land 
wirtſchaftlichen Produktionskoſten, wegen deſſen Höhe das Inland mit dem 
Ausland nicht konkurrieren kann. Möglich, daß dies vielen hoch ver 
ſchuldeten Grundbeſitzern völlig gleichgültig iſt. Sie erhalten durch das 
Steigen des Bodenwertes die Hoffnung, ihren Grundbeſitz zu einem Preiſe 
zu veräußern, der ihre Schulden überſteigt; ja vielleicht gelingt es ihnen, 
beim Verkaufe desſelben ein ausgezeichnetes Geſchäft zu machen. Wie aber 
ſteht es mit denen, welche ihre Güter behalten, und mit den Neuerwerbern 
von Gütern? Da der Getreidezoll das Verhältnis des Bodenertrags zum 
Bodenwert nicht verändert hat, bleibt der Getreidebau nach wie vor un 
rentabel. Bleibt der Landwirt beim Getreidebau, ſo iſt er notwendig als 
bald wieder notleidend. Dann erſchallt aufs neue der Ruf nach aber 
maliger Erhöhung des Getreidezolls. Und jo geht es fort. Es ijt eine 
Schraube ohne Ende. Welche Getreidezölle gar gefordert werden, wenn 
die noch fehlenden / des ſehr fruchtbaren argentinischen Bodens in Anbau 
genommen werden, um von den Folgen des Wiederanbaues von Getreide 
in Meſopotamien, wodurch der mitteleuropäiſche Weizenpreis angeblich auf 
59 Mark pro Tonne herabgedrückt werden ſoll, ganz zu ſchweigen, läßt ſich 
gar nicht vorherſehen! 


Es iſt alſo die Wirkung des Getreidezolls, daß er die Urſache ſteigert, 
in welcher der Mangel an Stontuerenyfäbigeit wurzelt, und dieſen, ſtatt zu 
ſeiner Beſeitigung zu führen, auf die Dauer erhöht. Und daher behält 
auch Friedrich Liſt Recht mit ſeinem Satz, daß es ein thörichtes Beginnen 
ſei, die innere Agrikultur durch Schutzzölle heben zu wollen. Auch iſt dies 
in agrariſchen Kreisen keineswegs unbekannt. Gerade der Mann, in dem 
der Bund der Landwirte ſeinen wiſſenſchaftlichen Berater erblickt, hat dies, 
bevor er in dieſe Stelle einrückte, ſelbſt nachdrücklich hervorgehoben und 
auf das Illuſoriſche einer Rettung des deutſchen Getreidebaues durch Ge 
treidezölle verwieſen. Vielleicht hängt es damit zuſammen, wenn er neuer 
dings dieſe Rettung in einer internatignalen Berfaufsorganijation zur 
Regulierung der Getreidepreiſe erblickt. Ob der Bund der Landwirte mit 
den unentbehrlichen Vorausſetzungen der Wirkſamkeit einer ſolchen einver— 
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ſtanden jein würde? Eine internationale Verkaufsorganiſation zur Steigerung 
des Weltmarktpreiſes wäre nämlich nur durchführbar bei Deldhränfung der 
Getreideproduktion und Kontingentierung derſelben auf die einzelnen \ Länder 
unter Ausſchaltung der leiſtungsunfähigen Betriebe. Das iſt die Lehre, 
welche die Kartellverſuche auf allen Gebieten des Wirtſchaftslebens uns 
geben. Angenommen nun, es gelänge einem Wundermenſchen, dieſe Kon 
tingentierung zur Befriedigung aller Intereſſenten durchzuführen — eine 
Annahme, die angeſichts des Intereſſes der Länder, die jetzt erſt in unſre 
Kultur eintreten, die Getreideproduktion auf ihren ungemein fruchtbaren 
Boden auszudehnen, freilich unmöglich iſt —, aber nehmen wir einmal an, 
es gelänge jene Kontingentierung, wäre unſern Agrariern denn damit ge 
dient, wenn der Getreidebau auf jenen Ackern, deren geringe Fruchtbarkeit 
die hohen Produktionskoſten verurſacht, auf Grund internationaler Ver 
bindung eingeſtellt würde? Wenn ja, ſo könnte auch der Freihändler damit 
zufrieden ſein. Es würde ja dann gerade das geſchehen, was der Frei 
handel unſern Getreideproduzenten ſeit Jahren predigt. 


Wie dem aber auch ſei, jedenfalls iſt die internationale Verkaufs 
organiſation zur Regulierung der Getreidepreiſe Zukunftsmuſik. Einſtweilen 
ſtehen nur erſt möglichſt hohe Schutzzölle auf der Tagesordnung. Da ſich 
dieſe aber nicht mehr mit Liſt'ſchen Argumenten als Erziehungszölle be 
gründen laſſen, hat man dieſe Art der Begründung heute ganz fallen laſſen. 
Statt deſſen redet man zur Beſchwichtigung der durch dieſe Zölle bedrohten 
Intereſſen heute von dem protektioniſtiſchen Solidaritätsſyſtem, d. h. ein 
jedes Sonderintereſſe erklärt ſich, um die Zuſtimmung der Geſetzgebung zu 
den von ihm begehrten Schutzzöllen zu erlangen, zur Unterſtützung der be 
ſonderen Anſprüche aller übrigen Sonderintereſſen an die Geſetzgebung 
bereit. Um dieſe Schutzzollpolitik ſchmackhafter zu machen, hat man ſie 
auch, weil fie auf der Berückſichtigung aller e IE aufgebaut 
ſei, als vorzugsweiſe ſoziale Schutzzollpolitit hingeſtellt. Den „nackten 
Konſumenten“, wie man ihn nennt, deſſen Intereſſen durch dieſe Art ſozialer 
Fürſorge verletzt werden, hat man für ein Phantaſiegebilde erklärt. Man 
will damit jagen, daß es keinen Konſumenten gebe, der nicht ſelbſt Pro 
duzent ſei, und, da alle Produktionsintereſſen gleichmäßig geſchützt werden 
ſollen, werde durch das protektioniſtiſche Solidaritätsſyſtem ſomit Jeder 
bevorteilt. 


Es iſt wirklich erſtaunlich, was alles dem nicht denkenden Publikum 
heute zugemutet wird. Angenommen nämlich, all' das wäre Zutreffend, ſo 
wäre garnicht einzuſehen, welchen Nutzen die folgerichtige Durchführung 
einer gleichmäßigen künſtlichen Verteuerung aller Arten von Produkten den 
Produzenten bringen könnte! Wenn alle Arten von Produkten gleichmäßig 
ge 10, 50 oder 100 Prozent teurer würden, wem ſollte dies nützen! Die 

Sache iſt eben die, daß dieſes ganze protektioniſtiſche Solidaritätsſyſtem 
auf einer groben Illuſion, um kein ſchlimmeres Wort zu gebrauchen, beruht. 
Thatſächlich würde dieſe ſoziale Schutzpolitik keine andere Wirkung haben, 
als die Benachteiligung der wirtſchaftlich Schwächeren zu Gunſten der 
Stärkeren, der auf feſte Bezüge Angewieſenen zu Gunſten derjenigen, welche 
ihre Preiſe zu ſteigern vermöchten, der politiſch wenig oder garnicht einfluß 
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reichen Klaſſen zu Gunſten derjenigen, welche die Staatsgewalt ihrem 
Intereſſe dienſtbar zu machen beſondere Gelegenheit haben, vor allem aber 
der Lohnarbeiter, die ihre Löhne nicht im Verhältnis zur eintretenden 
Teuerung zu ſteigern vermöchten, zu Gunſten des Unternehmergewinns und 
der Grundrente. Verlangen doch Viele, welche unter dem Schlagwort des 
Schutzes der nationalen Arbeit für dieſe Art ſozialer Schutzzollpolitik ein- 
treten, die Begünſtigung der Einwanderung fremder Arbeiter und alle 
möglichen Beeinfluſſungen des Koalitionsrechts, um die Löhne der Arbeiter 
herabzudrücken, oder doch deren Steigen zu verhindern! 

Dabei hat das protektioniſtiſche Solidaritätsſyſtem nicht einmal An- 
ſpruch auf Originalität. Zum erſtenmal tauchte es auf, als Wilhelm III. 
von Oranien ſeinen unſicheren engliſchen Thron durch ſyſtematiſche Beſtechung 
aller Arten von Intereſſenten zu feſtigen ſuchte. !“) Dann wieder zur Zeit 
des weißen Schreckens in Frankreich. Hinter den reſtaurierten Bourbonen 
drängte ſich eine gierige Horde von Junkern. Unter dem Deckmantel des 
Royalismus ſucht fie ihre Stellung unter dem ancien régime zurückzuer— 
obern. Es iſt die Zeit, da eine Vorlage zur Wiedereinführung des Erſt— 
geburtsrechts im Parlament eingebracht wird, und eine Anzahl anderer 
reaktionärer Maßnahmen das gleiche Ziel verfolgen. Indes hören wir 
darüber den größten unter den deutſchen Geſchichtſchreibern, Heinrich v. 
Treitſchke. „Unter der Reſtauration“, ſchreibt er, 1) „bleiben die (von 
Napoleon eingeführten) Prohibitivzölle auf fremde Fabrikate im weſent 
lichen unverändert, und das ü der großen Grundbeſitzer 
fügt neue Zölle für Rohprodukte hinzu. Die Einfuhr faſt aller namhaften 
Erzeugniſſe der Landwirtſchaft, vornehmlich des Schlachtviehs, wird ver— 
boten oder mit Zöllen belegt, die dem Verbot gleichkommen; das Getreide 
unterliegt der Wandelſkala; Eiſen und Stahl werden geſchützt mit Rück 
ſicht auf die großen Waldbeſitzer. Frankreich ſtand mit ſeiner Handels 
politik im Hintertreffen der geſitteten Völker; alle Nachbarſtaaten wurden 
verletzt, ſelbſt die Kleinſtaaten unſres Südens zu Retorſionen gezwungen. 
Heillos war vor allem die Einwirkung dieſes handelspolitiſchen Unſinns auf 
die öffentliche Moral. Niemals vermochte die Regierung den Kammern 
genug zu thun die mit erſchreckender Schamloſigkeit ihre ſoziale Selbſtſucht 
ausſprachen. Das Mißtrauen in die eigene Kraft, der Glaube, daß der 
Staat verantwortlich ſei für das Mißgeſchick der Trägen, niſten ſich ein 
in den beſitzenden Klaſſen. „Ich fürchte mehr die Invaſion des Schlacht 
viehs als den Einfall der Koſaken,“ ſprach ſpäter d der große Landwirt 
Marſchall Bugeaud, ſo recht aus der Seele ſeiner Standesgenoſſen. Unter 
deſſen ſtand der kleine Mann halb grollend, halb teilnahmslos zur Seite.“ 
„Er muß zuſehen“, führt Treitſchke aus, !?) als er acht Jahre ſpäter in 
ſeiner Schrift über den „Sozialismus und ſeine Gönner“ nochmals auf 
dieſe franzöſiſchen Zuſtände zu ſprechen kommt, „wie ihm die unentbehr— 
lichſten Waren verteuert werden, durch Schutzzölle, deren Ertrag in die 
Taſchen der Unternehmer wandert, und wird durch parteiliche Geſetze ver— 

) Vergl. R. Faber, Die Entſtehung des Agrarſchutzes in England. Straßburg 1888. S. 120 ffe 
) Preußiſche Jahrbücher XX, 380. 
) H. v. Treitfchke, Der Sozialismus und feine Gönner. Berlin 1875. S. 61. 
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hindert, mit vereinten Kräften ſeine gerechten Anſprüche auf höheren Lohn 
durchzuſetzen.“ Und dann fragt Treitſchke weiter, wann jemals in Preußen 
eine wirtſchaftliche Klaſſe den Staat für fid) ausgebeutet habe, ſeit die 
Hohenzollern den ehernen Felſen ihres Königtums errichteten. 


Kurze Zeit, nachdem Treitſchke dieſe Worte geſchrieben, im Jahre 1879, 
trat in Deutſchland das protektioniſtiſche Solidaritätsſyſtem an Stelle der bis 
dahin herrſchenden freihändleriſchen Strömung. Und wenn die deutſche Volks 
wirtſchaft trotzdem fortgeſchritten iſt, ſo hat ſie das der deutſchen Wiſſenſchaft 
zu danken, 1) den chemiſchen Laboratorien unſrer Univerſitäten und dem tech 
niſchen Unterricht unſrer Polytechniken. Indes blieb trotz ihres Wirkens der 
Anteil Deutſchlands am Welthandel während der achtziger Jahre ſtabil und 
ſtand in den meiſten Jahren hinter Frankreichs Anteil zurück. Heute iſts 
anders. In Frankreich ijt man in den neunziger Jahren in das proͤtektio 
niſtiſche Solidaritätsſyſtem zurückgefallen. In Deutſchland dagegen, welcher 
Fortſchritt, ſeit wir uns mit Beginn der neunziger Jahre dem Freihandel 
wieder genähert haben! Hinſichtlich des Anteils am Welthandel hat Deutſch 
land Frankreich weit überholt; es ſteht heute hinter keinem Lande außer Eng 
land zurück und nähert ſich in einem die Engländer beunruhigenden Maß 
dem prozentualen Anteil derſelben. Nach dem einſtimmigen Urteil aller Sach 
verſtändigen iſt der Triumph Deutſchlands die auffallende Erſcheinung auf 
der diesjährigen Pariſer Weltausſtellung. In der That hat ſeit Abſchluß 
der Caprivi'ſchen Handelsverträge der Reichtum Deutſchlands zugenommen 
wie in keiner gleich langen Periode ſeiner Geſchichte, die Bevölkerung iſt rapid 
gewachſen, die Auswanderung iſt auf eine im ganzen 19. Jahrhundert un 
bekannt niedrige Ziffer geſunken, und voll Staunen neiden uns die übrigen 
Nationen um dieſen Aufſchwung. Erſcheint es da nicht wie Verblendung 
durch ein feindliches Schickſal, wenn ſo viele unſrer Intreſſenten heute eben 
dieſe Handelsverträge ſchmähen und, während Andere indolent zur Seite 
ſtehen, kurzſichtig wetteifern, durch Wiederkräftigung des protektioniſtiſchen 
Solidaritätsſyſtems das zu zerſtören, was uns ſolche Größe gebracht hat? 


Verzichten wir indes auf die praktiſche Anwendung der Ergebniſſe 
unſrer Betrachtung auf die Gegenwart im einzelnen. Die widerſpruchs 
vollen Erſcheinungen, welche dieſe aufweiſt, wurzeln in Erwägungen, wie 
ſie die politiſche Konſtellation des Augenblicks mit ſich bringt. Erwägungen 
der parlamentariſchen Taktik gegenüber iſt die unanfechtbarſte Darlegung 
des volkswirtſchaftlichen Theoretikers wirkungslos. Zudem hat das Organ 
des Zentralverbandes deutſcher Induſtrieller, leider nicht ohne Berechtigung, 
mir kürzlich zugerufen, meine Darlegungen kämen zu ſpät; alles ſei bereits 
abgekartet. 

Auch hat mein heutiger Vortrag lediglich den Zweck, heute graſſierende 
theoretiſche Irrtümer zu bekämpfen und den Schlagwörtern entgegenzutreten, 
welche dem Unbefangenen die Erkenntuis der Wahrheit erſchweren. Er ſollte 
Ihnen die etwas in Vergeſſenheit geratene Argumentation des Freihandels 


) Die Anerkennung, welche die deutſche Ausſtellung ſeitens der ganzen Welt gefunden, hat 
auch zur Anerkennung dieſer Verdienſte der deutſchen Wiſſenſchaft ſeitens der deutſchen Regierungen 
geführt. Man vergl. die Verleihung der goldenen Medaille für Kunſt und Wiſſenſchaft ſeitens des 
preußiſchen Kultusminiſters an einen Profeſſor an einer bayeriſchen Univerſität, Geh. Rat v. Baeyer. 
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vorführen, nicht, wie ſie nach der Verzerrung durch leidenſchaftliche Gegner, 
ſondern nach den Beſten derer ſich darſtellt, welche zu den Begründern und 
größten Zierden der Wirtſchaftswiſſenſchaft zählen. Er ſollte Ihnen zeigen, 
wie es eine grobe Unwahrheit iſt, wenn man von einer Tributpflichtigkeit 
Deutſchlands ſpricht, wo es fremde Produkte in ſein Wirtſchaftsgebiet ein- 
führt. Unter Tribut verſteht man eine erzwungene Leiſtung, der eine ad— 
äquate Gegenleiſtung nicht gegenüberſteht. Wenn Deutſchland Güter aus dem 
Ausland einführt, iſt es dieſem daher ebenſowenig tributpflichtig, wie das 
Ausland den Deutſchen tributpflichtig iſt, wo es gegen die Produkte, die es 
uns ſendet, deutſche Waren empfängt. Wohl aber ſind wir denjenigen 
Einheimiſchen tributpflichtig, denen wir in der Form von künſtlich erhöhten 
Preiſen Zuſchüſſe zahlen müſſen; denn hier empfangen wir weder in einer 
perſönlichen Gegenleiſtung, noch in einem Vorteil, der dem nationalen 
Ganzen erwächſt, einen adäquaten Entgelt. Mein Vortrag ſollte Ihnen 
zeigen, wie der Schutzzoll, ſobald er nicht Erziehungszoll iſt, nichts anderes 
it als die Begünſtigung eines auf Koſten zweier Einheimischen, auf Koften 
des Konſumenten und auf Koſten eines gefunden nationalen Produktions- 
zweiges, dem der Schutz der Konkurrenzunfähigen die Nachfrage des Aus- 
landes entzieht; wie er, ſtatt die größtmögliche Zunahme des National- 
reichtums zu fördern, dieſe beeinträchtigt, indem er Arbeit und Kapital von 
den Produktionszweigen ablenkt, in denen fie die größten Überſchüſſe abe 
werfen, um ſie denen zuzuführen, die nur mittelſt unvergoltener Zuſchüſſe 
exiſtiexen können; wie es daher nichts antinationaleres geben kann, als das 
heutige „nationale Schutzzollſyſtem“. Mein Vortrag ſollte Ihnen zeigen, 
wie dagegen der vielverdächtige Freihandel, weit entfernt, die ausländiſche 
Produktion auf Koſten der einheimiſchen zu begünſtigen, das einzige Ziel 
verfolgt, durch Nötigung der nationalen Produktivkräfte in diejenigen Wirt⸗ 
ſchaftszweige, welche die größten Überſchüſſe über die aufgewendeten Koſten 
abwerfen, der nationalen Arbeit den höchſtmöglichen Lohn, dem nationalen 
Kapital den größtmöglichen Gewinn und dem Vaterlande die Bedingungen 
der größtmöglichen Zunahme ſeines Reichtums und ſeiner Macht zu ſichern, 
— wie auf der Enwicklungsſtufe, auf der Deutſchland angelangt iſt, der 
wahre Schutz der nationalen Arbeit der Freihandel iſt. 

Ungeheuer ſind die Aufgaben, welche dem deutſchen Volk, ſeit es wieder 
zu einem nationalen Ganzen geeint iſt, erwachſen ſind, und, wenn wir nur 
an die Ereigniſſe der letzten Monate denken, ſehen wir, wie fie fortwährend 
in noch nicht zu berechnendem Maße wachſen. Um ihnen genügen zu können, 
bedarf Deutſchland des äußerſten Haushaltens mit feiner Produktivkraft. Es 
wird den Produktionszweigen, welche die Mittel zu dieſer nationalen Macht- 
entfaltung zu liefern haben, auf die Dauer unmöglich ſein, den an ſie ge— 
ſtellten Anforderungen zu genügen, wenn ſie, in ihrer eigenen Entfaltung ge— 
hemmt, auch noch genötigt werden, unvergoltene Zuſchüſſe zur Erhaltung 
an ſich konkurrenzunfähiger Betriebe zu entrichten. Nur dann kann Deutſch— 
land den hochfliegenden Zielen, die es verfolgt, näher kommen, wenn es mit 
rückhaltloſer Energie ſeine Produktivkraft denjenigen Produktionszweigen au 
wendet, welche der nationalen Arbeit die größtmöglichen Ergebniſſe verſprechen. 
Dieſe Notwendigkeit wird auch jene politiſchen Konſtellationen bezwingen, 
welche den rückläufigen Strömungen auf dem Gebiet der Wirtſchaftspolitik 
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heute dienen. Gewiß werden Mittel gefunden werden müſſen, um den ein- 
zelnen Wirtſchaften, welchen die Rückkehr zu einer den Intereſſen des Ganzen 
entſprechenden Wirtſchaftspolitik ſchwer wird, dieſen Übergang zu erleichtern. 
Was zur Schonung und Erleichterung desſelben geſchehen kann, ſoll geſchehen, 
ſo lange es nur das, was das Intereſſe des Ganzen notwendig macht, nicht 
beeinträchtigt. Jene Rückkehr aber wird erfolgen, trotz aller Pfiffigkeit, mit 
welcher Sonderintereſſen ihr entgegentreten mögen; denn, wie es im Prome— 
theus des Aeſchylus heißt: 


Klug ſein, um viel iſt's ſchwächer als Notwendigkeit. 


Was die Natur der Dinge erheiſcht, muß auf die Dauer den Einfluß ſelbſt 
der mächtigſten Sonderintereſſen beſiegen. 

Und ſo brauchen wir nicht verzagt in die Zukunft zu blicken. Jeder 
Schritt vorwärts in den Anſtrengungen zu weiterer deutſcher Machtentfaltung 
bringt den Tag näher, an dem uns die wirtſchaftliche Freiheit wieder 
gegeben werden muß, um eben dieſe Anſtrengungen zum Siege zu führen. 
Die Grundbedingung von Deutſchlands Macht iſt die freie Entfaltung ſeiner 
Kräfte in den Produktionszweigen, welche ſich am beſten lohnen. Wie ſie 
vor 100 Jahren das niedergeworfene Vaterland zu neuer größerer Herrlichkeit 
geführt hat, ſo zeigt uns auch die Zukunft den Triumph von Deutſchlands 
Flagge nur im Bund mit der Freiheit. 
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